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Analyse

Das politische System Russlands steht bei der Auseinandersetzung mit der 
Wirtschaftskrise enormen Herausforderungen gegenüber
Robert Orttung, Washington

Zusammenfassung
Der jüngste Fall der Ölpreise und die weltweite Wirtschaftskrise stellen schwerwiegende Probleme für das 
politische System Russlands dar. Die Machtkonzentration ermöglicht der russischen Führung ein schnelles 
Reagieren. Es ist jedoch unklar, ob die Führungsriege ohne die Unterstützung eines breiten sozialen Spek-
trums in der Lage sein wird, adäquate Maßnahmen zu ergreifen und erfolgreich umzusetzen.

Die weltwirtschaftliche Situation bedroht 
Russland
Das politische System in Russland wird durch die 
gegenwärtige Weltwirtschaftskrise schwer auf die 
Probe gestellt. Die gegenwärtige Führung legitimiert 
sich durch Selbstdarstellung. Premierminister Wla-
dimir Putin und Präsident Dmitri Medwedjew sind 
auf eine konstante steigende Lebensqualität der Bevöl-
kerung angewiesen, um die Stabilität des von Putin 
installierten politischen Systems erhalten zu können. 
Im Grunde genommen haben die russischen Füh-
rungsfi guren mit der Bevölkerung einen Gesellschafts-
vertrag geschlossen, der besagt, dass die allgemeinen 
Lebensbedingungen im Austausch gegen die unum-
schränkte Macht und den Reichtum eines kleinen Eli-
tenzirkels verbessert werden. Mit der Durchsetzung 
der globalen Finanzkrise ändert sich die Situation. Das 
Wirtschaftswachstum wird geringer oder kommt zum 
Stillstand und die von den Russen erwartete Stabilität 
sowie der allmähliche Fortschritt sind bedroht. Ob die 
russische Führung in der Lage sein wird, ihre Legitimi-
tät bei sich weiter verschlechternden wirtschaftlichen 
Bedingungen zu wahren, ist eine off ene Frage. Vom 
Protest auf der Straße abgesehen, haben die gewöhn-
lichen Russen natürlich keine Möglichkeit, das poli-
tische System direkt zu beeinfl ussen.

Der Rhetorik der russischen Führungsriege zum 
Trotz – laut der Russland von der Krise nicht im glei-
chen Maße wie andere Länder betroff en ist – schlägt 
sich der weltweite Abschwung in Russland in zweifa-
cher Art und Weise nieder. Sein erster und off ensicht-
lichster Niederschlag in Russland ist der rasante Fall 
des Ölpreises von fast 150 Dollar pro Barrel im Juli 
auf unter 65 Dollar am 24. Oktober. Russland kann 
den Ölpreis auf dem Weltmarkt nicht selbst beein-
fl ussen, ist von seinen Hochs und Tiefs jedoch stark 
betroff en. Im Unterschied zu den meisten westlichen 
Staaten ist Russland Energieexporteur und stark vom 
Verkauf von Öl und Erdgas abhängig. Energiever-
käufe machten 2006 annähernd 65 Prozent der russi-

schen Exporte und 2005 37 Prozent der Staatseinnah-
men aus. In den letzten Jahren fi nanzierte Russland 
die dramatische Steigerung der europäischen Importe 
über Einnahmen aus dem Ölverkauf. 2007 exportierte 
Russland Energie und Rohstoff e im Wert von 143,5 
Milliarden Euro in die Europäische Union, während 
die EU im gleichen Jahr Industriegüter (Maschinen, 
Transportmittel und Ausrüstungen), Nahrungsmittel 
und lebende Tiere im Wert von 89 Milliarden Euro 
nach Russland verschiff te.

Der laufende russische Staatshaushalt basiert auf 
der Annahme, dass das Erdöl für 70 Dollar pro Bar-
rel verkauft wird. Bleiben die Preise dauerhaft unter 
diesem Niveau, werden Haushalt und Handelsbilanz 
ins Minus fallen. Außerdem steht der Rubel, dessen 
Anstieg gegenüber dem Dollar als Zeichen einer star-
ken Position Russlands gegenüber den USA angeprie-
sen wurde, enorm unter Druck. Russland ist dabei, die 
500 Milliarden Dollar Barreserven, über die es ver-
fügt, um den Problemen zu begegnen, schnell durch-
zubringen.

Das zweite Problem ist, dass die internationale 
Kreditkrise sich in Russland deshalb stark nieder-
schlägt, weil viele Banken und Rohstoff produzenten 
schwer verschuldet sind. Nun, da die Kreditquellen 
versiegen, sind die Unternehmen nicht länger in der 
Lage, zu operieren und es deuten sich für die Zukunft 
ein Abbau von Arbeitsplätzen und niedrigere Löhne 
an – ein Szenario also, von dem die ganz internatio-
nale Gemeinschaft heimgesucht wird. Immobilienun-
ternehmen und Einzelhandel sind in Russland bereits 
in der Krise.

Die Ineffi  zienz der politischen 
Zentralisierung
Seit Putin an der Macht ist, hat er ein staatkapitalis-
tisches System installiert. Er hat versucht, die Macht 
der mächtigsten russischen Unternehmer so weit wie 
möglich einzuschränken. Nachdem er zwei der wäh-
rend der Jelzin-Ära dominantesten Oligarchen ins Exil 
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getrieben und einen dritten inhaftiert hatte, lenkte 
der Rest der ökonomischen Elite ein. Zur gleichen 
Zeit brachte Putin Schlüsselbereiche der Wirtschaft 
nach deren Privatisierung in den 1990er Jahren zurück 
unter staatliche Kontrolle, vor allem den Ölsektor 
und Schlüsselbereiche der verarbeitenden Industrie 
wie die Automobilbranche. Die globale Finanzkrise 
ermöglicht es, die staatliche Kontrolle über die Wirt-
schaft noch stärker auszuweiten. In stärkerem Maße 
als anderswo ist die russische Wirtschaft in den Hän-
den von einigen wenigen Einzelpersonen konzentriert. 
Viele der bekanntesten Unternehmer sind derzeit auf 
staatliche Rettungsaktionen angewiesen und müs-
sen, um ihre Existenz zu sichern, immer mehr Kon-
trolle über ihren Besitz an den Staat abtreten. Meh-
rere Oligarchen haben über 60 Prozent ihres Netto-
vermögens verloren und hoff en nun, Zugang zu einem 
Teil der 200 Milliarden Dollar Regierungsunterstüt-
zung zu bekommen, die Ministerpräsident Putin über 
die Vneshekonombank zu verteilen plant, wo er Auf-
sichtsratsvorsitzender ist.

Die immer weiter anwachsende staatliche Kon-
trolle über die Wirtschaft droht, die Effi  zienz der rus-
sischen Unternehmen beschneiden. Die Unfähigkeit 
staatlicher Unternehmen, effi  zient zu arbeiten, wurde 
bereits off ensichtlich, als der Staat anfi ng, unter den 
Firmen des Ölsektors eine größere Rolle zu spielen. 
Tatsächlich hatte das Investitionskapital schon viele 
Monate bevor das Ausmaß der Krise im Herbst sicht-
bar wurde, begonnen zu fl iehen, hauptsächlich aus der 
Sorge heraus, dass Russland nicht in der Lage sein 
würde, sein gegenwärtiges Level der Energieproduk-
tion zu halten. Seit Mai ist der russische Aktienmarkt 
konstant im Fall begriff en.

Die wachsende staatliche Dominanz über die 
Wirtschaft bereitet einem Anstieg der Korruption 
einen fruchtbaren Boden. Im von Transparency 
International herausgegebenen Corruption Percepti-
ons Index liegt Russland von 180 untersuchten Län-
dern an 147. Stelle. Die Unfähigkeit, der immer stär-
ker um sich greifenden Korruption zu begegnen, ist 
das Haupterbe, das Präsident Putin seinem Nachfol-
ger hinterlassen hat. Bei seiner Amtsübernahme ver-
sprach Medwedjew, sich der Angelegenheit anzuneh-
men, genauso wie des »rechtlichen Nihilismus«, der 
mit ihr einherging.

Putin hat sich nicht nur darum bemüht, die Wirt-
schaft zu kontrollieren. Er dehnte sein Regierungs-
modell auf alle Bereiche des russischen Lebens aus. 
Er unterband Pluralismus bei den russischen Wahlen, 
beschnitt scharf die freie Meinungsäußerung in den 

Medien, reduzierte zivilgesellschaftliche Handlungs-
möglichkeiten und sorgte dafür, dass die Erfolgsaus-
sichten von Kampagnen zur Bekämpfung der Kor-
ruption extrem gering sind. Das Ergebnis dieser Poli-
tik besteht vor allem in einer entscheidenden Redu-
zierung der Möglichkeiten, die Probleme, vor denen 
Russland im Moment steht, von unten zu lösen. Bei 
der Beschäftigung mit der derzeitigen Krise werden 
die russischen Führungsriegen politische und intel-
lektuelle Ressourcen an der Spitze des Systems ein-
binden müssen.

Manipulierung der Wahlen
In Russland hat sich kein System entwickelt, anhand 
dessen die Macht an eine andere Person übertragen 
wird. Die Parlamentswahlen vom Dezember 2007 und 
die Präsidentschaftswahlen vom März 2008 waren zu 
weiten Teilen staatlich organisierte Veranstaltungen 
mit vorab festgelegten Ergebnissen. Aus Furcht vor 
einem weiteren negativen Bericht wurden in Russland 
Bedingungen geschaff en, die es der OSZE unmög-
lich machten, die Wahlen eff ektiv zu beobachten. Das 
Wahlsystem erfüllt hier nicht die Funktion, die es in 
einer gesunden Demokratie hat – neue Führungs-
personen und Ideen hervorzubringen. Die Kontrolle 
der Wahlen erstreckte sich bis auf regionale Ebene. 
Putin sagte 2004 die direkten Gouverneurswahlen ab 
und schuf dadurch die gegenwärtige Lage, in der die 
Gouverneure eher dem Kreml als ihren Verfassungen 
zu dienen versuchen. Ein gutes Beispiel dafür ist die 
Situation in St. Petersburg. Die dortige Gouverneu-
rin Valentina Matwienko ist seit mehr als fünf Jahren 
im Amt. Seit die Jabloko-Partei aus formalen Grün-
den von den Petersburger Parlamentswahlen ausge-
schlossen wurde, gibt es kaum öff entliche Kritik an der 
Politik der Gouverneurin. Das öff entliche Leben ist 
gekennzeichnet durch mangelnde Redefreiheit, poli-
tische Homogenität und Unterwürfi gkeit gegenüber 
Putin. Nicht anders sieht die Situation bei den regio-
nalen Parlamentswahlen aus. Die letzte Runde der 
Regionalwahlen fand am 12. Oktober statt und de 
facto war Parteien, die in der Staatsduma nicht ver-
treten sind, auch die Teilnahme auf regionaler Ebene 
nicht erlaubt. Die kremlnahe Partei »Einiges Russ-
land« dominierte die Wahlen. Der Kreml sorgt dafür, 
dass sämtliche alternativen Parteien von der Bildfl ä-
che verschwinden und die Regionalparlamente voller 
Parteiloyaler werden nicht zu viel mehr in der Lage 
sein, als Anweisungen aus Moskau weiterzureichen. 
Solche Dienstfertigkeit wird in Zeiten der wirtschaft-
lichen Krise nicht besonders nützlich sein, wie Niko-
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lai Petrow vom Moskauer Carnegie Center jüngst in 
einer Analyse hervorgehoben hat. Mit ihrer geringen 
Anbindung an die Gesellschaft vor Ort sind diese 
Abgeordneten nicht in der Lage, für Ideen und Inte-
ressen der Lokalbevölkerung einzutreten.

Verkümmerte Zivilgesellschaft
Die von Putin betriebene Konzentration der politi-
schen Kräfte hat die Bedeutung der Zivilgesellschaft 
zunehmend verringert. Was eine Brutstätte neuer 
politischer Ideen sein könnte, wurde weitgehend 
zum Schweigen gebracht. Aufgrund der umfassen-
den Kontrolle der Wahlen durch den Kreml bekom-
men kremlunabhängige Parteien eine immer kleiner 
werdende gesellschaftliche Rolle zugesprochen. Die 
Opposition ist im Großen und Ganzen bedeutungs-
los geworden.

Das jüngste Beispiel dafür ist das Verschwinden 
der »Union der Rechten Kräfte« (SPS). Am 2. Okto-
ber beschloss ihr politischer Rat, die Partei in ihrer 
gegenwärtigen Form aufzulösen, ihren oppositionel-
len Charakter aufzugeben und sich mit verschiede-
nen anderen kleineren Parteien zu der liberalen »Pro 
Kreml Partei« zu vereinigen. Mitte Oktober waren 
in Russland 14 Parteien registriert; vor zwei Jahren 
waren es noch 35 gewesen. Der neue Vorsitzende von 
SPS Leonid Gosman sagte gegenüber dem Radiosen-
der Echo Moskwy, es sei »unter dem bestehenden 
totalitären Regime unmöglich, eine Partei zu grün-
den ohne mit der Obrigkeit zu kooperieren.« SPS hat 
keine unabhängigen Finanzierungsquellen mehr, so 
dass ihr früherer Chef aufgeben musste. Die Partei 
hat in den letzten Jahren wenig Unterstützung aus 
der Bevölkerung erhalten und war im Parlament nicht 
mehr vertreten. In Russland gibt es nun im Wesent-
lichen ein Eineinhalbparteiensystem, das aus Putins 
Einiges Russland und einer Handvoll kleinerer Pro-
Kremlparteien besteht.

Gleichzeitig wurden einige der interessantesten 
oppositionellen Gruppierungen, die in den letzten 
Jahren in der russischen Gesellschaft aufgetaucht sind, 
seit ihrem Erscheinen durch die Regierung kooptiert. 
Ein hervorragendes Beispiel hierfür ist Swoboda 
wybora (Freie Wahl), eine Vereinigung von Automo-
bilfreunden, die in Reaktion auf die von der Regierung 
beabsichtigte Einführung des Verbots rechtsgelenk-
ter Fahrzeuge gegründet wurde. Die Gruppe entwi-
ckelte sich zu einer sozialen Bewegung mit einer brei-
ten Basis und entwickelte sich zu einer tatsächlichen 
Herausforderung der Legitimität der Regierungspo-
litik. Der Höhepunkt der von der Gruppe organisier-

ten Aktivitäten war ein landesweiter Protest gegen das 
beabsichtigte Verbot. Im Anschluss daran baute die 
Organisation eine Website auf, die Automobilisten aus 
dem ganzen Land zusammenbrachte. Die Phase des 
Graswurzelprotests der Gruppe erreichte ihren Gip-
fel in den Jahren 2005 und 2006; seitdem hat sich 
ihr Anführer Wjacheslaw Lysakow darauf verlegt, die 
Regierung von innen her zu beeinfl ussen. Inzwischen 
berät die Organisation die Regierung in Sachen Fahr-
zeugsicherheit und arbeitet nicht mehr als »Graswur-
zelopposition«.

Die Einschränkung der Medien
Im Bereich der Medien sieht es nicht besser aus. In 
einem Ranking von Reporter ohne Grenzen liegt Russ-
land an 141. Stelle der 173 im »2008 Press Freedom 
Index« bewerteten Länder. Bewertet werden fortge-
setzte Gewalt gegen und die Bedrohung von Journa-
listen. Die Weltwirtschaftskrise macht deutlich, dass 
der Staat weiterhin das Fernsehen kontrolliert und 
es dazu einsetzt, seine kurzfristigen politischen Ziele 
zu bewerben. Dies geschieht auf Kosten der Infor-
mationsfreiheit und einer fundierten Diskussion über 
die Herausforderungen, die die Krise an die russische 
Gesellschaft stellt.

Die staatlich kontrollierten und die an sie ange-
gliederten Medien widmen sich detailliert der Finanz-
krise im Rest der Welt, einschließlich der Maßnah-
men, die von den ausländischen Regierungen ergrif-
fen werden, um den Problemen zu begegnen. Eine Th e-
matisierung ihrer schwerwiegendsten Auswirkungen 
auf Russland wird unterbleibt dagegen meist. Bei der 
Diskussion der Lage im eigenen Land vermeiden die 
Medien den Gebrauch von Ausdrücken wie »Krise« 
und »Kollaps«. So berichtete das staatliche Fernsehen 
beispielsweise nicht über den 19-prozentigen Fall des 
russischen Aktienmarkts am 6. Oktober. In Internet-
foren wird darauf hingewiesen, wie gern von offi  ziel-
ler russischer Seite die Probleme anderer Länder dis-
kutiert werden, und wie ungern dagegen die eigenen. 
Unter Bedingungen wie diesen verliert die Bevölke-
rung das Vertrauen in ihre Führung.

In gewisser Hinsicht konnte der Gebrauch des 
Internets die Razzia, die der Rest der Medien erlebt 
hat, kompensieren – indem es in häufi ger Frequenz frei 
geführte Diskussionen wichtiger politischer Th emen 
zur Verfügung stellt. In Russland existieren 2,6 Pro-
zent der weltweiten Blogs, die jedoch 11 Prozent der 
Zugänge auf sich vereinigen, was heißt, dass die rus-
sischen Internetbenutzer mehr schreiben als andere. 
Die russischen Schreiber haben im Durchschnitt auch 
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mehr Freunde als Blogger in den USA oder Europa 
– viele verfügen über mehr als 1000 solcher Links. 
Für viele Russen ist das Engagement im Internet die 
Hauptform gemeinschaftlicher Organisierung, da ein 
Engagement in nichtvirtuellen Vereinen nicht sehr 
wahrscheinlich ist.

Obwohl Politiker häufi g eine stärkere Kontrolle 
des Internets fordern, wurde dessen umfassende Über-
wachung noch nicht eingeführt. Im April stoppte 
Medwedjew ein Gesetz, das aufgrund des Tatbestands 
der üblen Nachrede die Aufl ösung von Redaktionen 
erlaubt hätte. Nichtsdestotrotz existieren Kontrol-
len: Ein Regierungsdekret verpfl ichtet alle Telefon-
gesellschaften und Internetprovider, auf eigene Kosten 
Equipment zu installieren, das dem Inlandsgeheim-
dienst FSB unbeschränkten Zugang zu allen Formen 
der Kommunikation – Telefonate, SMS und Emails 

– verschaff t, und dies ohne das Wissen von Anbie-
tern oder Nutzern. Unter diesen Umständen steht 
es den Behörden also frei, Einzelpersonen zu verfol-
gen, das gesamte Internet können sie dagegen nicht 
kontrollieren.

Bedauerlicherweise muss das Internet die hohen 
Erwartungen derjenigen, die davon ausgegangen 
sind, dass die Onlineforen zu Offl  ine-Lösungen poli-
tischer Probleme und zu politischen Aktionen füh-
ren würden, erst noch erfüllen. Das Internet bringt 
diejenigen zusammen, die ohnehin schon bereit sind, 
zusammen zu arbeiten. Ein indiff erentes Publikum 
erreichen die meisten Seiten nicht. Das Internet tritt 
weniger als Forum der Graswurzelmobilisierung in 
Erscheinung, als dass es sich in ein gut funktionie-
rendes Werkzeug des staatlichen Arsenals verwandelt 
hat, mit dessen Hilfe dieser seine Macht konsolidiert 
und Stabilisierungsbotschaften unter den Bevölke-
rungsteilen, die das Netz benutzen, verbreitet wer-
den. Staatliche Propagandisten bezahlen Blogger und 
andere, um die Diskussion in oppositionellen Foren 
zu unterbinden, die sprachlich ausfällig werden und 
sabotieren oder zu verhindern suchen, dass gewisse 
Th emen ein breites Publikum erreichen. Diese ziem-
lich ausgeklügelte Form der Manipulation vermei-
det eine off ene Zensur nach chinesischem Modell 
und erlaubt Russland, gegenüber auswärtigen Beob-
achtern darauf zu bestehen, die freie Meinungsäu-
ßerung zu respektieren. Die Regierung zollt dem 
gesamten Blogbereich eine Menge Aufmerksamkeit 

– Millionen von Dollar werden jedes Jahr aufgewen-
det, um ihn zu kontrollieren. Eine solche Aufmerk-
samkeit legt nahe, dass die Regierung ihn ziemlich 
ernst nimmt.

Die Korruption greift um sich
Bei seinem Amtsantritt erklärte Medwedjew die 
Bekämpfung der Korruption zu einer seiner Priori-
täten. Eine neue Gesetzgebung, die die Regierung 
der Staatsduma zur Diskussion vorgelegt hat, enthält 
Defi nitionen von Korruption und Interessenskonfl ikt, 
wobei die letztere eher vage ausfällt. Die hauptsächli-
che Neuerung des Gesetzes besteht darin, dass Ange-
stellte des öff entlichen Dienstes und ihre Familien ihr 
Einkommen öff entlich darlegen müssen und nicht für 
Unternehmen arbeiten können, mit denen sie in den 
letzten zwei Jahren Geschäfte gemacht haben. Kri-
tiker wie Georgij Satarow von der Stiftung Indem 
behaupten, die gegenwärtige Kampagne zur Korrup-
tionsbekämpfung unterscheide sich nicht wesentlich 
von vorangegangenen und biete lediglich einer gesell-
schaftlichen Gruppe die Möglichkeit, einer anderen 
Geld abzunehmen. Das Gesetz sieht die Bestrafung 
derjenigen vor, die Bestechungen anbieten, nicht aber 
derjenigen, die bereit sind, sie anzunehmen. Darüber 
hinaus erwähnt es keine öff entlich zugänglichen Bud-
gets. Und je intransparenter ist ein Budget ist, desto 
anfälliger ist es ja gewöhnlich auch für Korruption.

Ein jüngst veröff entlichter Bericht des St. Peters-
burger Instituts für die Entwicklung der Informati-
onsfreiheit betont, dass eine wirksame Bekämpfung 
der Korruption in Russland nicht möglich ist, solange 
die Bürger keinen besseren Zugang zu Informatio-
nen über die Aktivitäten der staatlichen Institutionen 
haben. Weiterhin wird behauptet, dass interessierten 
Bürgern mit den gegenwärtigen Gesetzen trotz der 
regen Entwicklung der Gesetzgebung zur Informa-
tionsfreiheit keine rechtlichen Mittel und Mechanis-
men zur Verfügung stehen, um sich über die Aktivi-
täten offi  zieller Stellen zu informieren. Entsprechend 
stehen interessierte Einzelpersonen bei dem Bemü-
hen, ihr Recht auf den Zugang zu derartigen Infor-
mationen in Anspruch zu nehmen und zu verteidigen, 
laufend Problemen gegenüber. Sie sind derzeit nicht 
mit einem zufrieden stellenden Maß an Informatio-
nen versorgt. Ohne Zugang zu diesen Informationen 
besteht der Kampf gegen die Korruption jedoch nur 
aus hohlen Versprechungen.

Schluss
Das gegenwärtige russische Staatssystem hat das 
Potential, schnell auf die globale Finanzkrise zu rea-
gieren. Die Macht ist konzentriert und diejenigen, die 
in Opposition zu ihr stehen, haben nur wenige Mög-
lichkeiten, sich der Politik der Führungselite in den 
Weg zu stellen.
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Analyse

»Problembär Russland«
… oder: Der Umgang mit Russland nach Kaukasus-Krieg und Finanzkrise
Jens Siegert, Moskau

Nach dem Georgien-Krieg …
Es gibt im Russischen ein Wort, »likowat«, das im Wör-
terbuch mit »jubeln« oder auch »jubilieren« nur unzu-
reichend übersetzt wird. Diesem russischen Jubel wohnt 
ein Gefühl tiefster Befriedigung inne. Aber auch von 
Selbstvergessenheit und echter Freude. Und spätere 
Folgen sind im Augenblick eines solchen Jubels nicht 
nur egal. Wer daran denkt, entweiht die Schönheit 
des Moments. Fast eine Art Gotteslästerung. Die herr-
schende politische Elite und ihre Adepten bekamen 
sich kaum ein vor Freude, den »Amerikanern so rich-
tig den Arsch versohlt« zu haben. Eine große Mehrheit 
der Menschen in Russland teilte zumindest das Gefühl 
einer tiefen Befriedigung nach, so sehen viele das heute, 
zwei Jahrzehnten der Erniedrigung. Es war der erste 
Sieg über die USA nach Ende des Kalten Kriegs, der 
wirklich zählte. Über die USA. Amerika ist nie fern 
in Russland, immer ganz nah. Die USA sind das Maß 
aller russischen (Großmacht-)Träume. Und dieses Maß 
hat einen durchaus realpolitischen Kern. Aber es zeigt 
auch eine Tragik. Denn niemals ist Russland heute für 
die USA genau so wichtig. Eine Quelle ständig emp-
fundener Kränkung. Natürlich hilft die auf Hochtou-
ren laufende Propagandamaschine nach. Aber bei ihr 
und der Stimmung im Land handelte es sich in den 
Nachkriegswochen eher um korrespondierende Röh-
ren, als dass das Propagandagebläse das Enthusiasmus-
feuer ständig am Lodern halten musste. 

Und der Westen wunderte sich. Man wunderte sich 
über die russische Aggression (ein Lieblingswort aus dem 
Kremlwortschatz). Aus Moskauer Sicht wiederum war 
die westliche Verwunderung über den erst in München 
knurrenden und dann im Kaukasus marodierenden rus-
sischen Bären verwunderlich. Alles war angekündigt und 
vielfach angedroht, aber wohl nicht Ernst genommen 
worden. Das neu gewonnene russische Selbstbewusst-
sein suchte Bestätigung. Es fehlte nur die Gelegenheit. 
Micheil Saakaschwili hat sie geboten. Es scheint manch-
mal als ob dem Westen nur ein romantischer Blick auf 
Russland gelingt. Entweder reißender Grizzly oder fl au-
schiger Teddybär. Entweder Wiedergänger der Sowjet-
union oder leicht seltsames und ein wenig zu groß gera-
tenes Transformationsland. Doch wenn ein Bärenver-
gleich auf das Land passt, dann muss man eher an den 
armen Problembären Bruno denken, der vor einigen Jah-
ren Sommers die Alpen von Italien nach Deutschland 
überquerte. So fremd wie Bruno und die bildzeitungs-
befeuerten Oberbayern vor ein paar Jahren stehen sich 
heute auch der Westen und Russland gegenüber. Glück-
licherweise kann man Russland nicht so einfach abschie-
ßen wie Bruno. Der Westen und Russland werden mit-
einander auskommen müssen. Die Finanzkrise hat alle 
bereits bescheidener gemacht. 

Nach dem georgischen Fünf-Tage-Feldzug war in 
der westlichen Öff entlichkeit sofort von einer Zeiten-
wende die Rede. Auch in Russland wird das in weiten 
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Die Frage, ob die Führung in der Lage sein wird, 
wirkungsvolle Lösungsmodelle zu entwickeln und 
durchzuführen, bleibt dennoch bestehen. Durch 
Machtkonzentration und die Unterbindung der Dis-
kussion dieses Th emas haben die russischen Machtha-
ber sich einer frei geführten Debatte aller dieser Th e-
men unter breiter sozialer Beteiligung beraubt. Es gibt 

angesichts der geringen Effi  zienz vergangener staatli-
cher Interventionen in die Wirtschaft Gründe genug, 
um skeptisch zu sein, dass die momentane Führung 
in der Lage sein wird, die Probleme anzugehen und 
dabei gleichzeitig die Interessen der Gesellschaft zu 
berücksichtigen.

Übersetzung aus dem Englischen: Sophie Hellgardt


